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Schulstreit Mit 84 zu 51 Stimmen hat
der Grosse Rat beschlossen, die zweite
Fremdsprache im Aargau später zu
starten. Der Regierungsrat prüft Fran-
zösischabder6. oder 7.Klasse stattwie
heute ab der 5. Klasse. Doch der Bun-
desrat will eine zweite Landessprache
bereits in der Primarschule gesetzlich
verankern. Der Aargau lehnt in seiner
Vernehmlassungsantwort beide vorge-

schlagenen Varianten ab. Die Regie-
rung sieht darin einen zu starken Ein-
griff in die kantonale Schulhoheit. Bil-
dungsdirektorinMartinaBircherwill in
derPrimarschulemehrGewichtaufdie
Deutschkompetenzen legen.DerBund
verweist dagegen unter anderem auf
den Zusammenhalt zwischen den
Sprachregionen. Die Vernehmlassung
dauert bis am 5. Oktober. (kob) Region

Konflikte 725-mal rückte der Sicher-
heitsdienst 2025 amKantonsspitalAar-
auaus.DieAnzahlEinsätze sank leicht,
sie dauerten aber länger.DasKlinikum
Dortmund geht einen neuen Weg: Es
testet Kameras für Mitarbeitende. Mit
denBodycamskonntendort lautKlinik
in den ersten Monaten mehr als 200
kritische Situationen entschärft wer-
den. Im Aargau sind solche Kameras
bisher kein Thema. (kob) Region

Die hohen Benzin- und Dieselpreise
verändern den Schweizer Automarkt.
«Wir sehen eine deutlich gestiegene
Nachfrage nach Elektroautos», sagt
Amag-Chef Helmut Ruhl. Besonders
stark zeigt sich der Trend bei Occasio-
nen. Die Zunahme beträgt 50 Prozent.
In Deutschland werden Occasionen
bereits knapp. «So weit sind wir noch
nicht», sagt der Chef des grössten
Schweizer Autoimporteurs.

BeiNeuwagen bewegt sich dieKur-
ve ebenfalls nach oben. Seit Anfang
Jahr ist insgesamt jedevierteNeuzulas-
sung in der Schweiz ein reines Elektro-
auto. Der Trend verstärkte sich zuletzt.
Im August waren es 30 Prozent, im
September noch mehr. Nicht nur die
Benzinpreise treiben den Boom, son-
dern auch neue, günstigere Modelle.
Bei der Amag, die unter anderem VW
und Audi importiert, lag der Auftrags-
bestand für Elektroautos im August
doppelt so hoch wie vor einem Jahr.
Wer ein Benzin- oder Dieselauto fährt,

muss an der Zapfsäule wohl bald noch
mehr zahlen. US-Präsident Donald
Trump erwägt ein 90-tägiges Export-
verbot fürDiesel. Die EUbezog zuletzt
runddieHälfte ihrerDieselimporteaus
denUSA.

Trump-Embargo treibtDiesel-
undHeizölpreis nach oben
Experten rechnen deshalb damit, dass
ein Embargo Diesel auch in der
Schweiz weiter verteuern würde. Be-
reits jetzt haben die Preise stark ange-
zogen. Das gilt auch fürHeizöl.

Trotz des Elektro-Schubs ist die
Schweizer Autobranche von ihren Zie-
len weit entfernt. Gemäss der Road-
map Elektromobilität hätten bereits
2025ElektroautosundPlug-in-Hybride
zusammen die Hälfte der Neuzulas-
sungen ausmachen sollen. Tatsächlich
sind es derzeit erst 38 Prozent. Amag-
CEO Ruhl kritisiert widersprüchliche
staatlicheAnreize. In einzelnenKanto-
nen könne ein Elektroauto jährlich bis
zu 1000 Frankenmehr Steuern kosten
als ein vergleichbarer Verbrenner:
«Das kann nicht sein.» Schwerpunkt

PatrikMüller, Renzo Ruf
und Niklaus Vontobel

Die Ereignisse in der Schweizer Nationalmannschaft überschlagen sich. Diese
Redaktion machte einen Strafbefehl gegen Stürmer Breel Embolo publik. Deshalb
darf dieser nun wie Granit Xhaka nicht spielen. In Xhakas Fall gibt es zudem einen
neuen Verdacht: Er täuschte wohl sogar die US-Behörden. Sport Bild: Peter Klaunzer/Keystone

Verkehr Die BranchenorganisationAl-
liance Swisspass hat eine Prepaidkarte
lanciert. Diese können Reisende mit
Bargeld aufladen und damit etwa Zug-
billette kaufen. Nach einem erfolgrei-
chen Testversuch rollen die Verkehrs-
betriebe die Kartenlösung breiter aus.
Man habe entschieden, «den Bezug
und die Aufladung der Karte künftig
zusätzlich über Drittpartner zu ermög-

lichen», sagt eine Sprecherin zu dieser
Zeitung. Das könnten etwa Kioske
oder Bahnhofshops sein.

Bisher istdieKartenuranVerkaufs-
stellen der Verkehrsbetriebe erhältlich.
«Ziel ist es, ein schweizweites Ver-
triebs- und Ladenetz aufzubauen»,
heisstes.DazuhatdieBranchekürzlich
eine öffentliche Ausschreibung plat-
ziert. (mpa) Wirtschaft
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Einsätze zu häuslicher
Gewalt registrierte die
Kantonspolizei Aargau
im vergangenen Jahr.
Region

Wer auf der Arbeit
Stress hat, wälzt
sich nachts oft im
Bett. Wie der Schlaf
wieder besser wird.
Bund «Wochenende»

Vom kanadischen
College nach Aarau:
Profi-Basketballerin
Ella Murphy Wiebe
spielt neu für den
BC Alte Kanti.
Sport
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Non, plus tard: Aargau wehrt sich
gegen das Frühfranzösisch

Bodycams gegen
Gewalt im Spital?

Teures Benzin:
Schweizer
kaufen mehr
Elektroautos
Jeder dritte Neuwagen ist ein Stromer. Der Anteil hat
sich innert kurzer Zeit verdoppelt.

Covid-Aff äre: Embolo muss wie Xhaka eine Auszeit nehmen

Bargeld-Alternative: Prepaidkarte
soll breiter verfügbar werden

Aargauer Zeitung, 26.9.2026
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Im Aargau soll Französisch
künftig später unterrichtet wer-
den. Der Regierungsrat hat im
Juni entschieden, einen Start in
der 6. oder 7. Klasse zu prüfen.
Heute beginnt der Französisch-
unterricht in der 5. Klasse. Bil-
dungsdirektorin Martina Bir-
cher (SVP) begründet die Neu-
ausrichtung unter anderem
damit, dass in der Primarschule
mehr Gewicht auf die Deutsch-
kompetenzen gelegt werden
soll.

Die Plänewürden allerdings
mit jenen des Bundes kollidie-
ren. Der Bundesrat hat am 12.
Juni eine Vernehmlassung zur
Änderung des Sprachengeset-
zes eröffnet. Er will den Unter-
richt einer zweiten Landesspra-
che in der Primarschule gesetz-
lichabsichern.Zuständig fürdie
Vorlage ist das Eidgenössische
Departement des Innern von
Bundesrätin Elisabeth Baume-
Schneider (SP).

Nun liegt die Antwort des
Aargauer Regierungsrats vor.
Und diese fällt eindeutig aus:
Der Kanton unterstützt keine
der beiden vom Bundesrat vor-
geschlagenen Varianten. Der
Regierungsrat stellt zudem in-
frage, ob die vorgesehenen Re-
gelungenmit der Bundesverfas-
sung vereinbar sind.

Bundpocht auf zweite
Landessprache
Hintergrund der geplanten Ge-
setzesänderungsindBestrebun-
gen in mehreren Deutsch-
schweizer Kantonen, den
Unterricht einer zweiten Lan-
dessprache noch nicht in der
Primarschule zu beginnen. Der
Bundesrat sieht dadurchdie bis-
herige Sprachenstrategie der
Kantone infrage gestellt. Er be-
gründet seine Vorlage unter an-
derem mit dem Zusammenhalt
zwischen den Sprachregionen.

Zur Diskussion stehen zwei
Varianten.Die erste schreibt die
bisherige HarmoS-Lösung ge-

Dominic Kobelt

setzlich fest: Während der Pri-
marschule werden zwei Fremd-
sprachenunterrichtet, eineLan-
dessprache und Englisch. Die
zweite Variante macht weniger
Vorgaben:Sieverlangt lediglich,
dass eine zweite Landessprache
noch in der Primarschule be-
ginnt und bis zum Ende der Se-
kundarstufe I unterrichtet wird;
wann Englisch beginnt, bleibt
denKantonenüberlassen.Nach
Auffassung des Bundesrats

muss der Bund Vorgaben ma-
chen,wennsichdieKantonebei
bestimmten Eckwerten des Bil-
dungswesens nicht auf eine ver-
fassungskonformeHarmonisie-
rung einigen können.

Kantonberuft sich ebenfalls
auf die Bundesverfassung
Genau bei dieser Frage wider-
spricht der Aargauer Regie-
rungsrat dem Bundesrat. Er ar-
gumentiertmit demselbenArti-

kel aus der Bundesverfassung –
kommt aber zu einem anderen
Schluss.

Die Schulhoheit liege
grundsätzlich bei den Kanto-
nen, hält die Regierung in ihrer
Vernehmlassungsantwort fest.
Wann der Fremdsprachen-
unterricht beginne und welche
Fremdsprache zuerst unter-
richtetwerde, seien«pädagogi-
sche und organisatorische Um-
setzungsaspekte». Sie beträfen

die konkrete Ausgestaltung des
Lehrplans und gehörten nach
Ansicht des Regierungsrats
nicht zu jenen Bereichen, in
denen die Bundesverfassung
eine Harmonisierung durch
den Bund vorsehe.

Eine Änderung des Spra-
chengesetzes, die den Beginn
des Fremdsprachenunterrichts
zwingend auf die Primarschule
oder sogar auf ein bestimmtes
Schuljahr festlege, würde des-

halb den Gestaltungsspielraum
der Kantone «unzulässig be-
schneiden», schreibt die Regie-
rung. Der Bund würde so «fak-
tisch einen Teil des Lehrplans
derVolksschuleverbindlichvor-
geben», heisst es weiter.

Grosser Ratwill zweite
Fremdsprache verschieben
Der Aargauer Kurs wird vom
Grossen Rat gestützt. Das Kan-
tonsparlament überwies im Juni
eine Motion der SVP-Fraktion
mit 84 zu 51 Stimmen. Sie ver-
langt, dass die zweite Fremd-
sprache nichtmehrwie heute in
der 5. Klasse, sondern später be-
ginnt.Wann genau dies gesche-
hen soll, ist noch offen. Der Re-
gierungsrat prüft einen Beginn
in der 6. oder 7. Klasse. Gleich-
zeitig hält er in seiner Vernehm-
lassungsantwort fest, dass sich
der Aargauweiterhin zu den na-
tionalen Bildungszielen der
Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektorinnen und -di-
rektoren am Ende der Volks-
schule bekennt.

Aargau verweist auf
Sportunterricht
In seiner Stellungnahme führt
der Regierungsrat noch einen
weiteren Punkt an. Im Rah-
men des Bundesprojekts «Ent-
flechtung 27» werde gleichzei-
tig angestrebt, nationale Rege-
lungen beim Sportunterricht
aufzuhebenunddenKantonen
wieder mehr Kompetenzen zu
übertragen.

Dies stehe mit Blick auf die
Kompetenzverteilung zwischen
Bund und Kantonen «diamet-
ral» zur geplanten Änderung
des Sprachengesetzes, schreibt
der Regierungsrat.

Die Vernehmlassung zum
Sprachengesetz dauert bis am
5. Oktober. Der Bundesrat hat
angekündigt, auf eineGesetzes-
änderungzuverzichten, fallsdie
Kantone an ihrer bisherigen
Sprachenstrategie festhalten
und auf davon abweichende
Entscheide verzichten.

Fünf Tage ohne warmes Essen,
ohneHeizung und Licht. Super-
märkte und Restaurants waren
grösstenteils geschlossen. Auch
die Fortbewegung mit dem öf-
fentlichen Verkehr war stark
eingeschränkt.

Über 100’000 Menschen
haben Anfang Jahr im Südwes-
ten Berlins aufgrund eines An-
schlagsaufdasStromnetzerfah-
ren, wie sich ein «Blackout» an-
fühlt. Und welche Bereiche in
solch einer Extremlage nicht
mehr funktionieren.

Wie langewürdederKanton
Aargau wohl ohne Strom funk-
tionieren?

AuchdieNotanlagen
brauchenEnergie
Das fragt sich derGLP-Grossrat
Lukas Huber in seinem neu-
esten Vorstoss. Als hätte er es
geplant, reichte er seine Inter-
pellation am Dienstagnachmit-
tag ein, während Lenzburg,
Seon, Egliswil und Seengen
während rund einer Stunde von
einem Stromausfall betroffen

Melanie Burgener

waren. Die Aargauer AEW
EnergieAGkonnteamDienstag
für die betroffene Region
schnell Entwarnung geben.
Ursache des Stromausfalls wa-
ren Tiefbauarbeiten.

Doch was wäre passiert,
wenn diese Gemeinden zwei

oder drei Tage ohne Elektrizität
geblieben wären? Was, wenn
der ganze Aargau einmal davon
betroffen ist?

Elektrizität gehöre zur
grundlegenden Infrastruktur
unseresAlltags, führtLukasHu-
ber aus. «Fällt sie grossflächig

und über längere Zeit aus, be-
trifft dies nicht nur Licht und
Steckdose.» Er zählt Bereiche
auf,dievoneiner funktionieren-
den Stromversorgung abhängig
sind: Kommunikation, Trink-
wasserversorgung, Gesund-
heitswesen, Justizvollzug, Ver-
kehr sowie digitale Dienstleis-
tungen.

Zwar verfügen viele Berei-
che über Notstrom. «Entschei-
dend ist aber, wie lange diese
Versorgung tatsächlich reicht»,
betont er. Vom Regierungsrat
möchte er wissen, wie lange
zentrale kantonale Einrichtun-
gen ohne externe Stromversor-
gung weiterarbeiten können.
Darunter der Führungsstab,
Spitäler und wichtige Informa-
tiksysteme. Und: Weiss man,
wie langedieTrink-undAbwas-
serversorgung funktionieren
würden?

Wird der Extremfall
praktisch geübt?
In vielenBereichen, etwa in Spi-
tälern, gibt es für solche Szena-
rien Notstromanlagen. Doch
auch sie brauchen Energieträ-

ger, zumBeispielDiesel.Wieor-
ganisiert der Kanton diese bei
einem mehrtägigen Ausfall?
«Und welche Einrichtungen
würden zuerst versorgt?»,
möchte der Freiämter wissen.

Bezüglich Notstromanlagen
muss der Regierungsrat ausfüh-
ren,wieesumdieVerfügbarkeit
in denGemeinden steht und in-
wiefern man diese bei der Si-
cherstellung und Funktions-
tüchtigkeit sowie der Energie-
lieferung unterstützt.

Notanlagen müssen regel-
mässig technisch überprüft
werden. Doch tut der Kanton
das unter realistischen Bedin-
gungen über längere Zeit? Und
wann hat er überhaupt einen
solchen Extremfall zuletzt prak-
tisch geübt, fragt Huber.

Zuletzt verlangt er, dass der
Regierungsrat einschätzt, in
welchen Einrichtungen man
nach 12, 24, 48 oder 72 Stunden
ohne Strom mit grösseren Ein-
schränkungen rechnen muss.
Und der grünliberale Grossrat
will wissen, wo die Regierung
heute selbstdengrösstenHand-
lungsbedarf sieht.

Baden Eine 82-jährige Frau
wollte beim Parkhaus Klösterli
ein Ticket lösen. Dabei ver-
wechselte sie wahrscheinlich
das Gas- und Bremspedal, wie
die Kantonspolizei in einer Mit-
teilung schreibt.

Der VWdurchbrach die Bar-
riere und fuhr mehrere Meter
weiter. Bevor das Auto an der
Fassade eines Hauses stehen
blieb, räumte die Fahrerin noch
einenMetallzaun ab.

Die 82-Jährige wurde mit
mittelschweren Verletzungen
ins Spital gebracht. Der VW er-
litt beimUnfall amDonnerstag-
nachmittag einen Totalscha-
den. Ihren Führerscheinmusste
dieUnfallfahrerinabgeben. (jbl)

Frühfranzösisch: Bircher
gegen Baume-Schneider

Der Aargau will den Start des Französischunterrichts in der Schule
später ansetzen und weist die Pläne des Bundes zum Sprachengesetz zurück.

Bildungsdirektorin
Martina Bircher.
Bild: Sandra ArdizzoneBundesrätin

Elisabeth
Baume-Schneider.
Bild: Keystone

Ein kurzer Stromausfall wie an der Wohler Zentralstrasse ist ärger-
lich. Hält er lange an, wird er zur Herausforderung. Bild: Marc Ribolla

Der VW der 82-Jährigen erlitt
einen Totalschaden. Bild: Kapo

Wie lange funktioniert der Aargau ohne Strom?
Grossrat will wissen:Was passiert, wenn der ganze Kantonmehrere Tage ohne Elektrizität auskommenmuss?

Parkhaus-Unfall:
VW durchbricht
Barriere und Zaun
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